
„Keine Vorfestlegung 
Seligenstädter Hans-Merniing-Schule: Dreier-Koalition setzt ihren Prüfantrag durch 

Von Michael Hofmann 

SELIGENSTADT • Die Stadtver-
ordnetenversammlung beauf-
tragte in ihrer Sitzung am Mon-
tagabend den Magistrat, die 
drei vorliegenden Nutzungsva-
rianten für die leer stehende 
Hans-Memling-Schule (HMS) auf 
Herz und Nieren zu prüfen und 
die jeweiligen Kosten zu eruie-
ren. Damit ist - formal - noch 
keine Festlegung getroffen, 
aber schon jetzt jede Menge 
Porzellan zerschlagen. 

Den konkreten Sachverhalt 
hätten die Seligenstädter 
Stadtverordneten am Mon-
tagabend ob seiner Eindeutig-
keit, hinlänglichen Bekannt-
heit und aufgrund der Mehr-
heitsverhältnisse flugs und 
im Stehen abstimmen kön-
nen. Allein die Diskussion 
über die Nutzung des Gebäu-
des der früheren Hans-Mem-
ling-Schule, heute in städti-
schem Besitz, die Begleitum-
stände sowie die formal-poli-
tischen Finessen und „Fein-
heiten” geriet zu einer weite-
ren denkwürdigen und kaum 
enden wollenden Station auf 
einem inzwischen quälenden 
Weg. Die Parlamentarier 
führten dem Publikum fast 
eine Stunde lang vor, was sie 
schon zuvor im Haupt- und 
Finanzausschuss sowie im Äl-
testenrat - nahezu ohne Zeu-
gen - nach Kräften trainiert 
hatten: gegenseitiges Miss-
trauen, Unterstellen und Bos- 

HMS-Aushang: Bildungs- und 
Kulturhaus für alle. • Foto: mho 

haftigkeiten. 
Beschlossen hat die Stadt-

verordnetenversammlung - 
wie nicht anders zu erwarten 
- einen Antrag der Mehrheits-
parteien SPD, FDP und FWS, 
nach dem der Magistrat die 
drei bekannten Nutzungssze-
narien der umstrittenen 
HMS-Immobilie am Mainufer 
darstellen und prüfen soll, 
den jeweiligen Raum- und 
Entwicklungsbedarf ebenso 
ausloten wie die zeitliche 
und räumliche Realisierbar-
keit sowie die Sanierungs-
und Betriebskosten. Wie im 
Fachausschuss ausführlich 
präsentiert, geht es dabei  

• um die Nutzung des seit 
2012 leer stehenden Schulge-
bäudes als Bildungs- und Kul-
turhaus, für die der Verein 
„Freunde der Hans-Memling-
Schule" eine umfangreiche 
Studie erstellt hat; 
• um die Nutzung als mehr-
sprachige Grundschule mit 
angeschlossener Krippe und 
Kindergarten, für die sich die 
Erasmus-Schule Offenbach 
bewirbt; 
• sowie um ein gemischtes 
Bildungs- und kulturelles 
Konzept (Kita, Gastronomie, 
Vereins- und . Veranstaltungs-
räume), das 'Bestandteil der 
SPD-Vision 	„Seligenstadt 
2030" ist. 

Während Vertreter der Ko-
alition erneut betonten, es 
handele sich bei der Initiative 
lediglich um einen Prüfan-
trag, sprach die Opposition 
von „Arroganz der Macht" 
oder vom „wieder mal er-
kennbaren Bestreben, alles 
auf die lange Bank zu schie-
ben". 

Der Streit begann bereits 
bei der Erörterung der Tages-
ordnung, als CDU-Fraktions-
chef Joachim Bergmann be-
antragte, den konkurrieren-
den Unions-Antrag, der die 
weitere Ausarbeitung und 
Konkretisierung des Nut-
zungskonzepts des HMS-
Freundesvereins samt Sanie-
rungsvorschlag vorsieht, wie-
der ins Programm zu neh-
men. Denn der sei in der Aus-
schussrunde vom politischen 

Gegner auf wenig kollegiale 
Weise geschoben worden. 
Das lehnte Philipp Giel (FDP) 
für die Koalition ab, weil das 
CDU-Papier durch seine Fest-
legung auf die HMS-Konzepti-
on den Prüfgedanken konter-
kariere, Unter dem Motto 
„Wenn unser Antrag gescho-
ben wird, dann aber auch der 
der Koalition" ergriff Berg-
mann zum zweiten Mal das 
Wort. Die Opposition habe, 
weil die Konzepte erst spät 
vorgelegt worden seien, darü-
ber hinaus noch weiteren Be-
ratungsbedarf- da sei die'Ver-
tagung gute Tradition in der 
Stadtverordnetenversamm-
lung. Als SPD-Fraktionschef 
Michael Gerheim dem nur 
formell und ohne Argumente 
widersprach, konterte Berg-
mann: „Das ist reine Macht-
demonstration, Ihnen geht es 
nicht um die Sache." 

Die Diskussion nahm nach 
dem Auftaktscharmützel ih-
ren kontroversen Verlauf, 
viele der Argumente sind - 
auch durch unsere Berichter-
stattung - inzwischen hin-
länglich bekannt. 
An einigen Stellen ließen 

die Redner jedoch aufhor-
chen: So sagte der CDU-Politi-
ker Oliver Steidl, durch die 
Verabschiedung ihres An-
trags vergebe die Koalition 
leichtfertig eine Chance: 
„Wir hätten interfraktionell 
darüber reden können". CDU-
Kollege Johannes Zahn er-
gänzte später „Für mich ge- 

hören die beiden Anträge zu-
sammen." 

FWS-Chef Jürgen Kraft und 
Christian Bengs (FDP) wiesen 
massive Oppositionsvorhal-
tungen zurück und betonten, 
es gebe seitens der Koalition 
keine Vorfestlegung und kein 
Zeitspiel. Der Prüfantrag solle 
möglichst bald eine Entschei-
dungsgrundlage bieten, um 
eine „dauerhaft belastbare 
Lösung" zu finden. Natascha 
Maldener-Kowolik (Grüne) er-
innerte daran, dass ein - nie 
außer Kraft gesetzter - Be-
schluss (2012) die Einrich-
tung eines Bildungs- und Kul-
tuzentrums fordert. Wenn 
dies nicht mehr gelten solle, 
dann müsse jener Beschluss 
aufgehöben werden. 

Für Joachim Bergmann 
bringt der Prüfantrag „gar 
nichts, er macht nur Ärger." 
Der Magistrat müsse bei sei-
ner Arbeit Gutachter zu Ra-
ten ziehen, das koste weiter 
Zeit, und Geld für diese Ex-
perten stehe im Haushalt 
auch nicht zur Verfügung. 

Die gegenteilige Auffassung 
vertrat Matthias Rupp (FWS): 
Es sei unklug, sich ohne 
Kenntnis von Kosten und 
Konsequenzen jetzt schon 
auf eine der Varianten festzu-
legen. Das sehe auch der Ge-
setzgeber nicht anders, halte 
die Politik vielmehr an, bei 
„Investitionen von erhebli-
cher Dimension" die wirt-
schaftlichste Lösung zu su-
chen. 
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